
werden. Die besondere französische Doktrin
der nuklearen Abschreckung werde den ge-
wandelten strategischen Bedürfnissen ange-
paßt.

2 .2 .  –  Naher Osten. Der israelische
Ministerpräsident Peres erklärt im Hinblick
auf die mit Syrien geführten Gespräche, er
werde das angestrebte Friedensabkommen
sowie die damit verbundene Vereinbarung
über die Zukunft der von Israel besetzten
Golan-Höhen zum Gegenstand einer Volks-
abstimmung machen. Dies gelte unabhängig
vom Termin der bevorstehenden Parlaments-
wahlen. – Am 12.2 beantragt Peres die Auflö-
sung der Knesset, um damit vorzeitige Neu-
wahlen zu ermöglichen. Nach einem Treffen
zwischen Peres und dem Oppositionsführer
Netanjahu (Likud) heißt es in Jerusalem, als
Termin komme der 29. Mai d.J. in Frage. Die
Verhandlungen in Syrien sollten trotz innen-
politischer Auseinandersetzungen während
der Wahlkampagne nicht unterbrochen wer-
den. – Am 28. 2. fordert Israel die Palästinen-
sische Autonomiebehörde erneut auf, die mi-
litant-islamischen Gruppen auf ihrem Territo-
rium zu entwaffnen. In den Autonomiegebie-
ten dürfe es nur eine bewaffnete Gruppe
geben: die palästinensische Polizei. Anlaß
der Forderungen Israels sind erneute Bom-
benanschläge der Palästinenserorganisation
„Hamas“ in Jerusalem. – Am 29. 2. protestiert
Palästinenserpräsident Arafat gegen die er-
neute und zunächst unbefristete Abriege-
lung der Autonomiegebiete durch die israe-
lische Armee. Arafat bittet den ägyptischen
Präsidenten Mubarak bei einem Gespräch in
Kairo um Vermittlung.

–  E U . Bei der Entgegennahme eines Eh-
rendoktorates der belgischen Universität
Leuwen äußert sich Bundeskanzler Kohl zur
künftigen Entwicklung der europäischen In-
tegration. Kohl erklärt, man dürfe nicht zulas-
sen, daß das langsamste Schiff eines Konvois
dessen Geschwindigkeit bestimme. Der briti-
sche Außenminister Rifkind bemerkt dazu in
London, es bedeute das Ende eines Konvois,
wenn man nicht jedem Schiff ermögliche mit-
zuhalten.

3.2.  –  Jugoslawien. Die im Abkom-
men von Dayton gesetzte Frist für den Rück-

1 . 2 .  –  N A T O . Der neue Generalse-
kretär und frühere spanische Außenminister
Solana (zur Ernennung vgl. „Blätter“, 2/1996,
S.132) kommt zu seinem Antrittsbesuch nach
Bonn. Eines der Gesprächsthemen mit Bun-
deskanzler Kohl, Bundesaußenminister Kin-
kel und Bundesverteidigungsminister Rühe
ist die Vorbereitung des ersten NATO-
Außenministertreffens in Berlin, das Anfang
Juni d.J. stattfinden soll. – Am 20. 2. bezeich-
net Solana in einem Vortrag an der George-
town Universität in Washington die Stärkung
der „Transatlantischen Partnerschaft“ als
„von höchster Priorität“ für seine künftige Ar-
beit. Die großen Herausforderungen und Ge-
fahren des 21. Jahrhunderts seien nur durch
eine Zusammenarbeit der Vereinigten Staa-
ten und Europas zu bewältigen. Es sei die
NATO, die beide zusammenbringe. Nach
einer Unterredung Solanas mit Präsident
Clinton im Weißen Haus heißt es am 20. 2.,
beide Politiker seien für eine „wohlüberleg-
te“ Ausweitung der NATO und für die volle
Einbeziehung Rußlands in die europäische
Sicherheitspolitik.

–  F r a n k r e i c h . Staatspräsident Chirac
fordert in einer Rede vor dem amerikani-
schen Kongreß in Washington eine „erneuer-
te Partnerschaft zwischen dem im Aufbau be-
findlichen Europa und unseren nordamerika-
nischen Verbündeten, auch im Bereich der
Verteidigung“. Die Vollendung dieser Part-
nerschaft könne „zum geeigneten Zeitpunkt
die Verabschiedung einer transatlantischen
Charta sein“. Eine Reform der Nordatlanti-
schen Allianz werde „ihre Erweiterung er-
leichtern“, eine „positive Beziehung mit der
NATO im Rahmen einer Sicherheitsarchitek-
tur“ könne Rußland „die ihm in Europa zuste-
hende Rolle“ geben. Zahlreiche Abgeordne-
te der Demokraten bleiben der Rede Chiracs
fern, um damit gegen die französischen Kern-
waffenversuche der letzten Monate zu prote-
stieren. – Am 22. 2. kündigt Chirac vor der
Militärakademie in Paris eine weitreichende
Reform der Streitkräfte an. Der Mannschafts-
bestand solle von gegenwärtig 500 000 auf
350 000 verringert sowie die Wehrpflicht in-
nerhalb der nächsten sechs Jahre abge-
schafft und durch einen Zivildienst ersetzt
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„Blätter“, 10/1994, S.1162) für beendet. Die
IRA beschuldigt die britische Regierung,
Chancen für den Frieden nicht wahrgenom-
men zu haben. Für Sprengstoffanschläge in
der Londoner City übernimmt die IRA die
Verantwortung. Die britische Regierung ent-
sendet zusätzliches Militär nach Nordirland.
– Am 28. 2. konferiert Premierminister Major
in London mit seinem irischen Kollegen Bru-
ton. In einem gemeinsamen Kommuniqué
verurteilen beide Politiker „rückhaltlos den
mörderischen IRA-Anschlag im Londoner
Docklands-Viertel und die nachfolgenden
terroristischen Akte, für die es keinerlei
Rechtfertigung geben kann“. Die „Wieder-
aufnahme des Dialogs auf Ministerebene mit
Sinn Fein und deren Beteiligung an Verhand-
lungen“ erfordere „die Rückkehr zu der 1994
verkündeten Waffenruhe“. In Presseberich-
ten wird auf die fortbestehenden Meinungs-
verschiedenheiten zwischen den Regierun-
gen in London und Dublin hingewiesen, die
vor allem die Abhaltung von Wahlen und
ihre Modalitäten in Nordirland betreffen.

7 . - 8 . 2 .  –  A s i e n . Auf Initiative Ka-
sachstans, das als einer der Nachfolgestaaten
der ehemaligen Sowjetunion der Organisati-
on für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa (OSZE) angehört, findet in der Haupt-
stadt Almaty eine Konferenz über Zusam-
menarbeit und Vertrauensbildende Maßnah-
men in Asien (Conference on Interaction and
Confidence-Building Measures in Asia/
CICA) statt. Vertreten sind 15 Staaten als
Teilnehmer, acht Staaten als Beobachter so-
wie drei internationale Organisationen. Eine
Arbeitsgruppe wird beauftragt, Grundsatz-
dokumente für die künftige Arbeit der Konfe-
renz auszuarbeiten und spätestens im zwei-
ten Halbjahr 1997 vorzulegen.

9 . - 1 0 . 2 .  –  R u ß l a n d / U S A . Der
amerikanische Außenminister Christopher
trifft in Helsinki erstmals mit dem neuen rus-
sischen Außenminister Primakow (vgl. „Blät-
ter“, 3/1996, S.260) zusammen. Bei dem Mei-
nungsaustausch geht es u.a. um den Bosnien-
Konflikt, sicherheitspolitische Themen sowie
um die Vorbereitung der für April d.J. ge-
planten Reise von Präsident Clinton nach
Moskau. Beide Minister betonen, fortbeste-
hende Differenzen sollten durch einen inten-
siven Dialog ausgeräumt werden.

14.2.  –  Tschechische Republik.
Die diplomatischen Vertretungen der USA,
Großbritanniens und Rußlands in Prag be-

zug der bosnischen Kriegsparteien aus be-
stimmten Gebieten wird weitgehend einge-
halten (vgl. „Blätter“, 2/1996, S.133 und
3/1996, S.376ff.). Betroffen sind Gebiete von
insgesamt 4 000 Quadratkilometern. – Vom
17.-18. 2. findet in Rom eine Konferenz statt,
die sich mit den aufgetretenen Schwierigkei-
ten bei der Umsetzung des Abkommens von
Dayton befaßt. Vertreten sind die Mitglieder
der Kontaktgruppe sowie die Präsidenten
von Bosnien, Kroatien und Serbien-Montene-
gro. Durch Vermittlung der italienischen EU-
Ratspräsidentschaft kommt eine Einigung
über die Wiedervereinigung von Mostar zu-
stande; die Hauptstadt der Herzegowina wird
von einem Administrator der Europäischen
Union verwaltet. Der deutsche EU-Admini-
strator Hans Koschnick, der sein Mandat am
26. 2. vorzeitig niederlegt, erklärt dazu am 29.
2. in Mostar, ein Großteil seiner Ziele sei er-
reicht, so die Bewegungsfreiheit zwischen
dem moslemischen und dem kroatischen Teil
der Stadt und die Formierung einer gemein-
samen Polizeipatrouille. – Am 27.2 setzt der
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die
Sanktionen gegen die bosnischen Serben mit
sofortiger Wirkung aus. In New York heißt es
dazu, die serbische Seite habe ihre militäri-
schen Verpflichtungen aus dem Friedensab-
kommen von Dayton erfüllt.

6 . 2 .  –  U N O . Vor einer Arbeitsgruppe
der Vereinten Nationen in New York fordert
Generalsekretär Boutros Ghali die Einberu-
fung einer Sondersitzung der Generalver-
sammlung, die sich mit der prekären finanzi-
ellen Situation der Weltorganisation befassen
solle. Der Generalsekretär befürwortet die
Neufestsetzung der Beiträge und beziffert
die ausstehenden Zahlungen auf über drei
Mrd. Dollar.

7 . 2 .  –  I r l a n d /G r o ß b r i t a n n i e n .
Der irische Außenminister Spring schlägt bei
einem Treffen mit dem britischen Nordir-
landminister Mayhew in Dublin die Einberu-
fung einer Friedenskonferenz über Nord-
irland nach dem Vorbild der Bosnien-Konfe-
renz in Dayton vor (vgl. „Blätter“, 1/1996,
S.4). Die nordirischen Parteien könnten so
unter dem gleichen Dach, aber nicht am glei-
chen Tisch verhandeln. Mayhews Stellvertre-
ter Ancram nennt den irischen Vorschlag
„bestenfalls verfrüht“. – Am 9. 2. erklärt die
„Irisch-Republikanische Armee“ (IRA) in
einem in Dublin verbreiteten Kommuniqué
ihren Gewaltverzicht vom August 1994 (vgl.
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Nachbarn und Freunden, damit auch ihr
wohlverstandenes Sicherheitsinteresse ge-
wahrt wird.“ Das Thema müsse aus den be-
vorstehenden Wahlkämpfen in Rußland und
den USA herausgehalten werden.

2 4 . 2 .  –  K u b a / U S A . Vor der kubani-
schen Küste kommt es zu einem schwerwie-
genden Zwischenfall. Zwei Privatflugzeuge
der von Miami (USA) aus operierenden Or-
ganisation von Exilkubanern „Brothers to the
Rescue“ werden in der Straße von Florida
nordwestlich von Havanna von kubanischen
Kampfflugzeugen abgeschossen. In Havan-
na heißt es dazu, die beiden Maschinen seien
trotz vorheriger Warnungen in den kubani-
schen Luftraum eingedrungen. Der Abschuß
dieser „Piraten“ sei eine Lektion für alle, die
derartige Aktionen durchführten oder ermu-
tigten. Der Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen bedauert am 26. 2. nach einer Dring-
lichkeitsdebatte einstimmig den Zwischen-
fall. Für die von den USA gewünschte Verur-
teilung Kubas findet sich jedoch im Rat keine
Mehrheit. Präsident Clinton stimmt am 28. 2.
den im Kongreß erhobenen Forderungen
nach einer Verschärfung der Sanktionen
gegen Kuba zu.

2 8 . 2 .  –  E u r o p a r a t . Mit einer feier-
lichen Zeremonie in Straßburg wird die Rus-
sische Föderation als 39. Mitglied in den
Europarat aufgenommen (vgl. „Blätter“,
3/1996, S.262). Außenminister Primakow un-
terzeichnet aus diesem Anlaß vier Vertrags-
texte: die Europäische Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten von 1950, das Europäische Überein-
kommen zur Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe von 1987, die Europäische
Charta der kommunalen Selbstverwaltung
von 1985 sowie das Rahmenübereinkommen
zum Schutz nationaler Minderheiten von
1995.

2 9 . 2 .  –  A b r ü s t u n g . Auf der Abrü-
stungskonferenz in Genf (vgl. „Blätter“,
3/1996, S.260) unterbreitet Australien einen
kompletten Vertragstext für ein umfassendes
Verbot von Kernwaffentests. Der stellvertre-
tende Außenminister Costello erklärt dazu,
jede weitere Verzögerung der Verhandlun-
gen vermindere die Chancen für eine Verein-
barung noch in diesem Jahr. Im umstrittenen
Bereich der Verifikation sieht der Vertrags-
entwurf ein zweistufiges Modell für Überprü-
fungen an Ort und Stelle vor.

kräftigen in entsprechenden Stellungnah-
men die Rechtmäßigkeit der Vereinbarungen
von Potsdam (Potsdamer Abkommen) aus
dem Jahre 1945. Unmittelbarer Anlaß sind
nach Presseberichten Irritationen in tschechi-
schen Regierungskreisen über Äußerungen
von Bundesaußenminister Kinkel, der nach
einem Bericht der „Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“ die Ansicht vertreten hatte, das Ab-
kommen sei keine rechtliche Grundlage für
die Vertreibung der Sudetendeutschen nach
dem Zweiten Weltkrieg. In der Erklärung der
amerikanischen Botschaft heißt es, das Pots-
damer Abkommen sei auf der Grundlage in-
ternationalen Rechts geschlossen worden.

1 5 . 2 .  –  R u ß l a n d . Präsident Jelzin
kündigt in Moskau offiziell seine Kandidatur
für eine zweite Amtszeit an. Jelzin erklärt bei
dieser Gelegenheit, er wolle den eingeschla-
genen Reformkurs fortsetzen und den Kon-
flikt in Tschetschenien friedlich beenden. Die
Kommunistische Partei nominiert am glei-
chen Tag ihren Vorsitzenden Sjuganow für
die Präsidentschaftswahlen im Juni d.J.

1 6 . 2 .  –  I t a l i e n . Nach einer längeren
Regierungskrise und intensiven Konsulta-
tionen mit den Parteien löst Präsident Scalfaro
das Parlament auf und ermöglicht damit vor-
zeitige Neuwahlen. Die Regierung setzt als
Termin den 21. April d.J. fest. Der amtieren-
de parteilose Ministerpräsident Lamberto
Dini teilt am 24. 2. mit, er werde bei den be-
vorstehenden Wahlen mit einer eigenen poli-
tischen Formation antreten und hoffe, damit
etwa 10% der Wähler des Zentrums zu ge-
winnen.

18. -21.2.  –  Rußland /BRD. Bundes-
kanzler Kohl stattet der Russischen Föderati-
on einen offiziellen Besuch ab und erwidert
damit einen Besuch von Präsident Jelzin in
Bonn im Mai 1994 (vgl. „Blätter“, 7/1994,
S.777). Neben Präsident Jelzin trifft Kohl in
Moskau mit den Spitzen von Regierung und
Parlament zusammen. Zu dem umstrittenen
Thema einer Osterweiterung der Atlanti-
schen Allianz erklärt der Bundeskanzler am
20. 2. auf einer Pressekonferenz, es sei „eine
Sache der einzelnen Staaten ... ob sie der
NATO beitreten wollen oder nicht“: „Aber
ich habe ebenfalls deutlich gesagt, daß es
nicht unser Interesse ... ist, daß wir neue Grä-
ben in Europa aufreißen, sondern daß eine
NATO-Erweiterung für mich Hand in Hand
einhergehen muß mit einem engen System
des Miteinanders mit unseren russischen




